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Acht und ſechzigſte Sitzung .

Karlsruhe den 30 . Jaͤnner 1823 .

— — A

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopolhd

und Maximilian zu Baden ,

Sr . Durchlaucht , des Herrn Fuͤrſten von Fuͤrſt en—
berg ,

der Herren Staatsminiſter , Frhrn . v. Berſtett und

v. Berkheim ,

des Herrn Generallieutenants v. Schäffer ,

deg Herrn Oberhofmarſchalls , Frhrn . v . Gayling ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,

des Heren Staatsraths Frhrn . v. Zyllnhardt , und

des Herrn Laudoberjaͤgermeiſters v. Kettner .

Weiter anweſend :

der Herr Regierungscommiſſaͤr , Staatsrath v. Gulat .

Unter dem Vorſitz

zweyten Vicepraͤſidenten , Staatsraths Frhrn .

v. Baden .
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Acht und ſechzigſte Sitzung vom 30 . Jan . 525

Von dem Vicepraͤſidenten aufgefordert , er⸗

ſtattete der geh . Hofrath Zachariaͤ muͤndlichen Vor⸗

trag uͤber den Geſetzentwurf in Betreff der Dauer der

landſtaͤndiſchen Eigenſchaft eines Abgeordneten :

Der vorliegende Gegenſtand der Berathung iſt ſo

dringlich , der Commiſſion war zur Faſſung eines end⸗

lichen Beſchluſſes ſo wenig Zeit verſtattet , daß ich die

erlauchte Verſammlung um Verzeihung bitten muß ,

wenn ich ihr die Anſichten und Antraͤge der Commiſſion

nur in einem muͤndlichen Vortrage vorlegen kann .

Bald nach dem Anfange des gegenwaͤrtigen Land⸗

tages warf der Erſtatter dieſes Berichts die Frage auf ,

wie man den $ 34 . der Verfaſſungsurkunde :
„ Jede der beiden Landes - Univerſitaͤten waͤhlt ihren

Abgeordneten auf vier : Jahre ,

ingbefondere : in dem Fale zu verftehen habe , da der

auf vier Jahre gewaͤhlte Univerſitaͤts - Abgeordnete z⸗

. , nach Niederlegung ſeiner Stelle im mittelſt durch einen

Andern erſetzt worden ſey . Der Herr Hofrath v. Ro t⸗

teck reihte in der Folge an dieſe Frage eine andere ,

der aufgeworfenen zwar verwandte , jedoch weit allge⸗

meinere und umfaſſendere Frage — naͤmlich die : Wie

man die Verfaſſungsurkunde in den Stellen , in wel⸗

chen ſie die Dauer der Vollmacht der zum Landtage

Abgeordneten nah Jahren beſtimmt , auszulegen haz

be ? 3. B , ob pon Kalenderjahren , oder von Landtags⸗

perioden ?
j

Die Berhandlungen der Kammer , zu welchen die

auf diefe Fragen - fich - beziehende Motion deg Herrn
Hofraths v . Nottet führte , find Der Kammer noh in

zu frifhem Andenfen , alg dafi fie hier auseinandergeſetzt

zu werden brauchten . Die Kammer vereinigte ſich uͤber

eine , an Se . Koͤnigliche Hoheit zu richtende , unter⸗
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526 Protokolle der Erſten Kammer .

thaͤnigſte Bitte um einen , die obigen Zweifel beſeiti —
genden Geſetzentwurf . Die zweyte Kammer trat dieſer
Bitte bey . Zur Erfuͤllung dieſer Bitte hat die Regie —
rung den Geſetzentwurf vorgelegt , uͤber welchen derma⸗
len Bexicht zu erſtatten iſt . Die zweyte Kammer hat
dieſen Geſetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit unver —
aͤndert angenommen .

Der Geſetzentwurf enthaͤlt zwey Artikel . Der er ſte
hat die Zeitdauer der Vollmacht eines Abgeordneten
der Grundherren , und der Abgeordneten zur zweyten
Kammer zum Gegenſtande . Der zweyte betrifft die

Abgeordneten der Univerſttaͤten . Da der zweyte Arti —⸗

kel groͤßtentheils nur eine Folge rung aus dem erſten
iſt , ſo wird vorzugsweiſe dieſer erſte Artikel einer

aus fuͤhrlichen Eroͤrterung zu unterwerfen ſeyn . Uebri -

gens braucht die Commiſſion nicht erſt auf die Wich —
tigkeit eines Geſetzes aufmerkſam zu machen , welches
unmittelbar das Recht , Abgeordnete zum Landtage zu
waͤhlen, — das wichtigſte unter allen ſtaatsbuͤrgerlichen
Rechten — zum Gegenſtande hat .

Indem ich jetzt zur Begutachtung
des erſt en Artikels des Geſetzentwurfes komme ,

ſchicke ich vor allen Dingen die Vorſchriften der Ver —

faſſungsurkunde voraus , welche mit dem vorliegen⸗
den Artikel in einer mehr oder weniger nahen : Verbin
dung ſtehen . n ;

ES gehören dahin

) Die folgenden Vorſchriften , welche die period i⸗
ſche Wiederkehr der Landtage betreffen

. 46 . „ Alle zwey Jahre muß eine Staͤnde ver ſamm⸗
lung Statt finden . “

ig . 54 , Dag Auflagen⸗Geſetz wird in der Regel
fuͤrzwey Jahre gegeben “
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Acht und ſechzigſte Sitzung vom 30 . Jan . 327

i 8i Die Beit der Eroͤffnung des er ften Land

tages wird auf den erſten Februar 1819 feſtgoſetzt . “

Dahin gehoͤren

2 ) die Regeln fuͤr die Dauer der Vollmacht der

Abgeordneten.
§. 29 . „ Jede Wahl der grundherrlichen Abgeord⸗

neten gilt fuͤr acht Jahre . Alle vier Jahre tritt die

Haͤlfte der grundherrlichen Deputirten aug ”

3S . Die Abgeordneten der Staͤdte und Aem⸗

ter werden auf acht Jahre ernannt , und ſo,daß die

Kammer alle zwey Bahre zu einem Viertel erneuert

wird . “

Endlich gehoͤren dahin
IAAL M

3 ) die Vorſchriften , welche die Anwendung der ſo

eben unter M angefuͤhrten Regeln bezwecken .

. 700 Die Reihenfolge , wonach die Abgeordne⸗

ten der Grundherren , und der Staͤdte und Aemter aus

der Verſammlung austreten , wird auf dem erſten Land⸗

tage fuͤr die einzelnen Wahlbezirke ein fuͤr allemal durch

das Loos beſtimmt . Die Haͤlfte der grundherrlichen

Abgeordneten tritt im Jahr 1823 aug ; md Dann alle

bie⸗ Jahre wieder die Haͤlfte . Im Jahr 1821 tritt

der Abgeordneten der Staͤdte und Aemter , und dann

alle zwey Jahre wieder aug : =
Eiht

Í

Uebrigens iſt das dDurh den S- verordnete Loofen

im Jahre 1820 geſchehen . Die zweyte Kammer iſt auf

dem gegenwaͤrtigen Landtage zu einem Viertheile er -

neuert worden . Die zuerſt austretenden grundherrli⸗

chen Abgeordneten , ( von den Abgeordneten des einen ,

und bon denek DeB andern Wahtbezirfg die Haͤlfte),

hat im Jahre 1820 das Loos im voraus beſtimmt .

Aus den angefuͤhrten Stellen der Verfaſſungsur⸗

kunde ergeben ſich unſtreitig folgende pégen s
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Die Vollmacht der grundherrlichen Abgeordneten ,
und die der Abgeordneten zur zweyten Kammer

dauert acht Jahre .

2 ) Die Hålfte der grundherrlichen Abgeordneten ſoll
jedesmal nach vier Jahren , A der Abgeordneten zur
zweyten Kammer jedesmal nach wey Jahren austres
ten , und durch andere Abgeordnete erfegtwerden .

3) Die erfe Regel wird in den erften Fahren nach
der Cinfåhrung der - neuen Berfafung durch die

zweyte beſchraͤnkt , ſo daß das erſtemal die grund⸗
herrlichen Abgeordneten zur Haͤlfte im Jahr 1828 ,
und die Abgeordneten zur zweyten Kammer zu Y,
im ahr 1821 wed feln,
Alle dieſe Regeln ſind auf den erſten Blick ſo be⸗

friedigend und ſo klar , daß ſie kaum einem Zweifel
Raum zu geben ſcheinen . Und in der That wuͤrde
man wohl noch lange nicht an der Zulaͤnglichkeit dieſer
Regeln gezweifelt haben , wenn ,— wie die Verfaſſungs⸗
urkunde offenbar porausſetzte , — der erſte Landtag im

Jahr 1819 , der zweyte im Jahr 1821 , der dritte im

Jahr 1823 gehalten , und beendigt worden måre , Als
aber der Landtag , der im Jahr 1819 eroͤffnet wurde ,
nach einer Vertagung , erſt im Jahr 4820 zu Ende

ging , als ſich der folgende Landtag vom Jahr 1822
bis in das Jahr 1828 erſtreckte , als mithin die Vor⸗

ausſetzung nicht mehr zutraf , auf welcher tene Regeln
beruhten , da mußten unausbleibliche Zweifel wegen der
Anwendung dieſer Regeln eintreten .

Der Haupt⸗ und Grundzweifel , zu wethem diefe
Ereigniſſe die Veranlaſſung oder die Anregung gaben ,
if ders

Welches if der Xnfangss und mithin meldes ift
der Endpunct der Jahre , von welchen die Ver —

H

i
f
j
—

i
P

|
ni

—

—



ên ,

rer

Acht und ſechzigſte Sitzung vom 30 . Jan . 529

faſſungsurkunde , da wo ſie von der Zeitdauer der

Boellmacht der zum Landtage Abgeordneten ſpricht ,

zu verſtehen iſt ?

Wenn iſt alſo z. B . das vierte Jahr abgelaufen , nach

welchem die zweyte Kammer das zweytemal zu einem

Viertheile zu erneuern iſt ?

Der vorliegende Artikel des Geſetzentwurfes iſt nun

beſtimmt , dieſen Zweifel zu heben . Er verordnet , daß

der Austritt der Abgeordneten ( in der Regel ) mit

dem letzten December beziehungsweiſe des Jahrs

1823 und des Jahrs 1825 geſchehen ſoll .

Bey der Beurtheilung dieſer Regel des Geſetzent —

wurfes kann man von zweyh , in ihren Reſultaten ver —⸗

ſchiedenen , Geſichtspuncten ausgehen .

Entweder man kann den vorliegenden Geſetzentwurf
als eine Auslegung , oder man kann ihn als eine

Abaͤnderung , der Verfaſſungsurkunde betrachten .

Wenn man ihn aus dem erſtern Geſichtspuncte be —

trachtet , ſo kann er , nach dem Dafuͤrhalten der Com⸗

miſſion , auf keine Weiſe gerechtfertigt werden . Biel -

mehr ſcheint der Commiſſion aus den angefuͤhrten Stel⸗

len der Verfaſſungsurkunde das Reſultat hervorzuge⸗

hen , daß die Vollmacht der Abgeordneten zur erſten

und zur zweyten Kammer mit dem 4. Februar 1819 ihren

Anfang nahm , und nach Maßgabe die ſes Anfangs⸗

punktes ihre Endſchaft erreichte , daß alſo der vor —

liegende Geſetzentwurf , welcher offenbar einen andern

und ſpaͤtern Anfangspunet der Vollmachten annimmt ,

die Vollmachten verlaͤngere .

Mit dem 1. Februar 1819 follte nach der BVerfaf -

funggurfunde §. 81 . Der erfte Landtag beginnen . Die:

fer Tag alfo befimmte , raft diefer Urfunde , Den Y n -

fang und mittelbar dag Ende der VBolmaht der Mbs
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geordneten zum Landtage . Dieſer Tag iſt es , welcher ,

wenn die Verfaſſungsurkunde in andern Stellen die

Dauer diefer Vollmacht nach Jahren beſtimmt , als

der erfte Tag des Jahres zu betrachten if . Die Ur -

funde fpricht allerdings in allen diefen Stellen yon

Kalender » oder Sonnenjahren . Aber ſo wie wir ein

Redhnungsjahr haben , dag von dem 4: Juny deg

einen , big zu dem 1. uny deg folgenden bårgertihen
Jahres läuft , fo haben wir , nadh unferer Berfaffungs -
urkunde , ein Landtagsjahr , welches mit dem 1.

Februar beginnt . Ein Jahr , ſo beſtimmt es auch

ſeiner Dauer nach iſt , ſo unbeſtimmt iſt es doch , nach
der Verſchiedenheit der Verhaͤltniſſe des oͤffentlichen
oder des heimlichen Lebens , in Beziehung auf ſeinen

Anfangstag . Sehr richtig iſt bemerkt worden , daß

man in der Verfaſſungsurkunde , ſo wie anderwaͤrts ,
unter einem Jahre einen Zeitraum von 365 Tagen zu

verſtehen habe . Aber in dem vorliegenden , und in je —
dem andern Falle hat man den Anfang des Jahres
nach der Zeit zu beſtimmen , wenn das neue Verhaͤlt⸗
niß zuerſt eingetreten iſt , oder zuerſt eintreten ſollte .

Hiermit ſtimmt aud der 6. 79 . der Verfaſſungs⸗
urkunde , beſonders wenn man ihn mit den 68 . 20 . , 38 .

derſelben Urkunde vergleicht , vollklommen uͤberein . Wie

koͤnnte der 8. 79 . ſo unbeſtimmt ſagen , daß die Abge —
ordneten beziehungsweiſe im Jahr 1821 und im Jahre
1823 austreten und erſetzt werden ſollen , wenn er nicht

angenommen haͤtte , daß der Tag , an welchem die Voll⸗

macht der austretenden Abgeordneten erloͤſche , ſchon an⸗

derwaͤrts , durch den 8. 81 . beſtimmt ſey ? Die Abſicht
fonnte um : fo weniger die fepw , Den Aug = und Cin -

tritt der Abgeordneten nur ſo obenhin zu beſtimmen ,
Da die SH, 29 . und 38, : augdrå dtid befagten , Dap die
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Abgeordneten auf acht Jahre gewaͤhlt , d. h. bevoll⸗

maͤchtiget wuͤrden .

Wollte man auch einwenden , daß der erſte Land⸗

tag nicht den 1. Februar 18419 , fondern erſt den 22 .

April 1819 eroͤffnet worden ſey , ſo wuͤrde doch die

Regel des vorliegenden Artikels nicht weniger von dem

Wortverſtande oder von dem Sinne der Verfaſſungs⸗

ukunde abweichen . Denn , wenn der Artikel den er—⸗

ſten Austritt der Abgeordneten auf den letzten Decem⸗

ber beziehungsweiſe des Jahres 188 und des Jahres

1821 ſetzt , ſo nimmt er doch allemal das

ganze Jahr 1819 nicht in Rechnuns , ungeach⸗

tet in diefem Jahre die Abgeordneten gewaͤhlt, und die

Landtagsſitzungen eroͤffnet wurden .

Es kann daher die Commiſſion , wenn der erſte

Artikel des vorliegenden Gefetzentwurfes als eine Yus -

legung der Verfaſſungsurkunde zu betrachten iſt , nur

den Antrag machen , die Worte :

Der Austritt geſchieht mit dem letzten December

der genannten Jahre “

fo zu verbeſſern :

„ Der Austritt geſchieht den 81 . Januar der ge⸗

nannten Jahre . “

Sollte die Rammer dag Geſetz aus demſelben Ge -

ſichtspuncte beurtheilen , und dieſem oder einem andern,

die angefuͤhrte Stelle veraͤndernden , Vorſchlage ihre Zu —

ſtimmung ertheilen , ſo wuͤrde die Commifſton noch zwey

Zufaͤtze zu dem Artikel in Vorſchlag bringen ; e rens

einen Zuſatz , durch welchen der Artikel ausdruͤcklich
auch fuͤr alle kuͤnftige Faͤlle des Wechſels der Abgeord⸗

neten zur Regel gemacht wuͤrde , und zweytens ei —

nen Zuſatz , welcher dem Mißverſtaͤndniſſe vorbeugte ,

alg ob durch die Ausnahme , die der Artikel enthaͤlt ,

erano 7 A TEA OT Z BIE EAE — a hA N



Protofolle der Eren Kammer .

die Regel auch får die neu eintretenden Abgeordneten

aufgehoben werde , — d. H. e3 wårde die Commiffion
dig folgende Faſſung deg Artikels in Antrag bringen :

nder Austritt gefhieht mit dem legten Jonuàr der

genannten Fahre , und an : Demfelben Moz
natstage in alfen folgenden Jahren

des Wechſels , wenn nicht die Kammern an die -

fem Tage zu einem ordentlichen oder quferordents
lichen Landtage verfammelt find , in wefhem Falle
Die augtretenden Mitglieder ihre Cigenfchaft big

zum Schluſſe des Landtages beybehalten . Jedoch

erliſcht auch in dieſem Falle die Voll —

macht der unmittelbar nach ihnen ein —

tretenden Abgeordneten an dem Tage ,
an welchen die Vollmacht , wenn die aus —

tretenden Abgeordneten in dem Jahre

des Wechſels den 314, Januar ausgetre —⸗
ten waͤren , erloſchen ſeyn wuͤrde . “

Jedoch man kann den vorliegenden Artikel noch aus

einem andern Geſichtspunete , man kann ihn als ein

die Verfaſſungsurkunde aAbaͤnderndes Geſetz bes

trachten .
Hierbey entſteht freylich die Bedenklichkeit , daß

der Artikel , da er nach den Regeln der Auslegung eine

Verlaͤngerung der den dermaligen Abgeord —⸗
neten ertheilten Vollmacht enthaͤlt , mit den

Grundſaͤtzen des Rechts kaum zu vexeinigen iſt . Schon
das buͤrgerliche Recht nimmt es ſehr ſtreng , wenn die

Frage die iſt : Ob und auf wie lange eine Vollmacht

ertheilt worden ſey ? Dieſe Strenge iſt in einem Falle
des oͤffentlichen Rechts zu verdoppeln . Welche Be —

ſchluͤſſe koͤnnten in der Folge auf den Grundſatz gebaut

werden , Dag den Kammern das Recht zuſtehe , die
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Vollmachten ihrer Mitglieder zu

ruͤchtigtes —

Jedoch , dieſe Einwendung geh

verlaͤngern ? Wir

koͤnnten ſo ein — in der engliſchen Geſchichte ſo be —

tanges Parlement erhalten !
t nur ſo weit , daß

die Vorſchrift des vorliegenden Artikels in ſo fern

verwerflich ſey , als ihr nicht die

das Wort ſprechen .

Und allerdings laͤßt ſich fuͤr die

Folgendes anfuͤhren :

Erſtens : Der Artikel , ſo wie

triftigſten Gruͤnde

Regel des Artikels

er gefaßt iſt , fuͤhrt

den Ein - und Austritt der Abgeordneten auf den An —

fang und das Ende des buͤrgerlichen Jahres zuruͤck.

Es iſt allemal gut , eine Regel nicht zu verlaſſen .

Zweytens : Der Zeitpunct des Ein - und Aus

tritts der Abgeordneten wird in der Folge unfehlbar

einen entſcheidenden Einfluß auf

Fandtage haben - Vieleicht aber ift

die Anfangszeit der

es das Zweckmaͤßig⸗

ſte , wenn der Landtag allemal zu Anfang des gewoͤhn⸗

lichen Jahres eroͤffnet wird .

Endlich brauche ich

auch aus dem Zeitpuncte der derma

baum erſt zu bemerken , daß

ligen Berathung

ein Grund fuͤr die unveraͤnderte Annahme des Geſetz⸗

entwurfes entlehnt werden kann .

Indem wir es daher der Kammer anheimſtellen ,

ob ſie dem Artikel , ungeachtet der ihm entgegenſtehen —

den Bedenklichkeiten , die Zuſtimmung ertheilen wolle ,

bemerken wir nur noch , Daf e s in dieſem Falle hinrei⸗

chen wuͤrde , die oben zu dem Artikel vorgeſchlagenen

Zuſaͤtze als Erlaͤuterungen im Protokolle niederzulegen .

Sn der That find fie nur Folgeru

laute des Artikels .

Da ferner der zweyte Ar

von den grundherrlichen Abgeord

ngen aug dem Wort -

tifel , wenn er die

neten geltende Regel
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des Wechſels auf die Abgeordneten der Univer ſitͤ —
ten anwendet , und zwar auch in dem Falle , da

waͤhrend der vierjaͤhrigen Zeitfriſt , auf welche die Uni

verſitaͤten ihre Abgeordneten waͤhlen , ( 5 . 34 . der Berz

faſſungsurkunde ) an die Stelle des urſpruͤnglich Gewaͤhl⸗
ten ein anderer getreten iſt , dem Geiſte der Verfaſſung ,
und eines wohlgeordneten Wahlſyſtemes vollkommen
entfpriht , fo trågt die Commiffion

auf die unveraͤnderte Annahme dieſes Artikels an —

Der Vicepraͤſident : Wenn die Regierungs⸗
commiſſion nichts dagegen zu erinnern habe , ſo werde
uͤber dieſen Bericht ſogleich in abgekuͤrzter Form die

Discuſſion eroͤffnet werden koͤnnen .

Auf die Erklaͤrung des Herrn Regierungscommiſ —
ſaͤrs , Staatsraths v. Gulat , daß die Regierung nur
in dem Falle gegen die abgekuͤrzte Form Bedenken

habe , wenn in dem vorliegenden Geſetzentwurfe Abaͤn

derungen vorgeſchlagen werden fſollten , erklaͤrte ſich die
Kammer einhellig dafuͤr , daß dieſer Gegenſtand ſofort
zur Discuſſton zu bringen ſey .

Irhr . v. Tuͤrkhe im : Ich trage darauf an , daß
dem Geſetzentwurfe , wie er von der Regierung uͤberge⸗
ben , und von der zweyten Kammer angenommen mor
den ift , audi in ünferer Rammer beygetreten werde ,

DO er- als Auslegung , oder arg Abaͤnderung der

Verfaſſungsurkunde betrachtet werde , macht in pratu
ſcher Hinſicht keinen Unterſchied , a im 6. 64 . dieſer
Urkunde fuͤr das eine , wie fuͤr das andere , diefelben
Formen vorgeſchrieben ſind .

—
Was die Sache ſelbſt betrifft , ſo iſt die Frage ,

ob die Dauer der Eigenſchaft eines Abgeordneten nach
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Kalenderjahren , oder nach Landtagsperioden zu berech —

nen ſeye , in dem Geſetzentwurf fuͤr erſtere eniſchieden ,

nur mit der einzigen Beſchraͤnkung , daß , wenn an dem

Schluß des Kalenderjahres Der Landtag gerade noch

verſammelt iſt , dieſe Eigenſchaft noch bis zu deſſen

Beendigung fortdauert .

Freylich ſollte ſich diefemnach das landſtaͤndiſche

Kalender , d. h. ein Jahr von 365 Tagen , nicht gerade

das buͤrgerliche Kalenderjahr mit dem letzten Jaͤnner ,

nicht mit dem vorhergehenden 34 . December ſchließen ,

wie der Geſetzentwurf es vorſchlaͤgt ; allein dieſe Ab —

weichung iſt , wie der Herr Berichtserſtatter bemerkt

hat , an ſich zweckmaͤßig , und ſelbſt buchſtaͤblich kann

man ſagen , daß wer z. B . bis zum letzten Augenblick

des Jahres 1822 Abgeordneter bleibt , erſt in demJahre

1823 austritt .

Wichtiger iſt zwar , daß , wie der Herr Berichts —

erſtatter umſtaͤndlicher gezeigt hat , nach den Praͤmiſſen ,

von welchen der Geſetzentwurf ausgeht , die vierjaͤhrige

Dauer der Deputirteneigenſchaft , — wenn der Schluß

des buͤrgerlichen Jahrs ſtatt des 31 . Jaͤnners alg termi -

nus ad quem angenommen merden wollte , auf den 31 :

December 1822 , und nicht auf den 31 . December 1823

fallen wuͤrde ; aber auch bey dieſer letztern Beſtimmung

in dem Geſetzvorſchlage finde ich gleichwohl keine Be -

denklichkeit . Es war naͤmlich nach dem Buchſtaben der

Verfaſſungsurkunde als zweifelhaft betrachtet worden,

Db die Dauer der Eigenſchaft eines Abgeordneten nach

Kalenderjahren , oder nach Landtagsperioden gerechnet

werden muͤſſe. So lange dieſer Zweifel nicht geſetzlich

entſchieden war , hatte man die Deutung noch in der

Hand , daher ſchlaͤgt die Regierung vor , fór die Zue

kunft Kalenderjahre anzunehmen , fuͤr jetzt aber , da man
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durch dieſe Erlaͤuterung noch nicht gebunden war , den

beſondern Umſtand zu beruͤckſichtigen , daß der Landtag
bon 1819 ſich in das Jahr 1820 zog , und ſo eine drey

jåhrige Landtaggperiode entftanden if , darum murde får
diefmal auf den 31 , December 1823 hinausgeruͤckt ,
was nach der fuͤr die Zukunfr vorgeſchlagenen Regel

nur bis zum 31 . December 1822 haͤtte reichen ſollen .
Die Behauptung deg Herrn Verichtserftatters , daf

der ganze Gefegvorfchlag feine Regel får die Zukunft
aufſtelle , ſondern ſich blos auf eine Entſcheidung fuͤr
deu gegenwaͤrtigen Fall beſchraͤnke, widerlegt ſich durch
den Zuſammenhang des erſten Artikels mit dem 6. 79 .
der Verfaſſungsurkunde , worauf er ſich bezieht , und

worin die Worte : „ und dann alle vier Jahr wieder die

Haͤlfte, “ und weiter unten : „ nnd dann alle zwey Jahre
wieder ein Viertel, “ uͤberſehen worden zu ſeyn ſcheinen .
Dieſemnach wird der erſte in Vorſchlag gebrachte
Zuſatz wegfallen .

Der zweyte Zuſatz hingegen , daß , wenn auch an

dem Tage , wo Abgeordnete nach dem Geſetz austreten

ſollen , der Landtag derſammelt iſt , und ihre Eigenſchaft
ſich dadurch verlaͤngert , dennoch die Vollmacht ihrer un—⸗
mittelbaren Nachfolger von jenem Tage an gerechnet
wird , — dieſen Zuſatz faͤnde ich an ſich ganz ſachge —
maͤß, da es aber nicht mehr Zeit iſt , den Geſetzentwurf
zuruͤckzugeben, ſo glaube ich , man koͤnnte ſich begnuͤgen,
die Erklaͤrung, daß man das Geſetz ſo verſtehe , in das

Protokoll niederzulegen .

Reg . Commiſſ . Statsrath v. Gulat , erklaͤrt dieſe
Anſicht ganz jener der Regierung entſprechend .

v. Rotteck : Ich wuͤrde ohne alles Bedenken ,
dem Beſchluſſe der zweyten Kammer gemaͤß , fuͤr An —

nahme des Geſetzentwurfs ſtimmen , obſchon ich anerkenne ,
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ven Baf die Bebenflichfeit , welche gegen bdie angetragene
tag Verlaͤngerung der Vollmacht der Deputirten big zum

rep legten December 1823 erhoben torden , eine edle
für | ausfpridt . Allein es handelt ſich nicht ein⸗
ft , | mal um eine wapre Belångërung , denn deë

gel Zweck deg bon ung erbetenen Gefekes if ja nur einé
n. authentiſche Er klaͤrung eines als zweifelhaft an —
af erkannten Artikels der Conſtitution , und zwar eine

nft ſolche , die , ob auch fuͤr die wirklich en Abgeordneten
ùr eine jedoch mehr ſcheinbare als wirkliche Berz
rch laͤngerung , ( denn wahrſcheinlich wird bis zum letzten
9 - December dD. F. fein Landtag mehr ſeyn ) , bewirkend ,
nò dennoch får alle Zukunft ſolche Verlaͤngerungen zu verh u⸗
die

ten , alle Zweifel uͤber die Dauer der repraͤſentativen
re Eigenſchaft får immer gu beben geeignet if . Die
F Urſache der ſcheinbaren Verlaͤngerung der Vollmacht fuͤr
hte die wirklichen Deputirten , — wodurch ſite wahrfchein —

lich nichts weiters erlangen , als noch 11 Monate lang
an Deputirte zu heiſſen , nicht aber den Zutritt gu éi -
en nem dritten Landtage — liegt auch nicht eigentlich in

afi dieſem Geſetzent wurfe , ſondern vielmehr in dem
nz

fhon vorliegenden Factum , dåğ einmal der erfte Land :
et tag nit fon am 1: Februar 1819 , ſondern erſt Ende
e⸗ Aprilg defelben Jahrs begann , und daß der zweyte
rf Landtag , anſtatt im Jahr 1821 , erſt im Jahr 1822

z fich verfammelt , und big ing Jahr 1823 gedauert hat :
y Dann fheint es auh weit beſſer und zweckmaͤßiger ,

daß die Vollmacht der wirklichen Deputirten noch ein

Jehr uͤber den Landtagsſchluß hinaus daure , als daß ,
ſe was nach dem Commiſſionsantrage geſchehen moͤchte ,

= ~ gleich nach dieſem Schluß wieder nere Depus
tirte gewaͤhlt , und diefelben erſt im zweyten Jahr nach

ky ihrer Wahl zur Wirffamteit berufen werden ;
s Endlich fey mit pier noch eine allgemeine

Betrachtung erlaubt . Der Antrag , in deſſen Erfuͤllung
Protokolle der 4. Kammer 4r ’ , 39
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der Geſetzentwurf erſchien , iſt urſpruͤnglich von uns

ausgegangen , und theils hat derſelbe die naͤhere Ve -

ſtimmung dem Ermeſſen der hohen Regierung anheimge —

ſtellt , theils iſt ſelbſt in unſern Protokollen auf den letz⸗
cen Dexember, als auf den ſchicklichſten Tag der

Schließung der Volmacht , hingedeutet worden . Jetzt ,
nachdem die hohe Regierung uns willfahrt , und nach —
dem die zweyte Kammer bereits ihre Zuſtimmung ein⸗

hellig erflårt þat , und nachdem ter Bwed — Myf-
hebung der Zweifel — durch jede auggefprochene Be -

ſtimmung , — faſt gleichviel welche — erreicht wird , fo
wuͤrde ein Verbeſſerungsvorſchlag , welcher nichts wei —

fer als eine Feſtſetzung des 1. Februar ſtatt des letzten
Decembers enthielte , eine etwas ſonderbare Wirkung
thun , und wuͤrde ſolches unnoͤthige Verbeſſern desjeni —

gen , was bereits von zwey Factoren der Geſtzgebung
gebilligt iſt , eine , wie mir ſcheint , unrichtige Idee von

unſerm Standpunete und dem Zwecke unſers conftitus
tionellen Wirkens andeuten . Haͤtten wir den 1. Fe —
bruar fuͤr den einzigen tauglichen Tag erachtet , ſo ſtund
es uns zu , gleich in der erſten Bitte um einen Ge —

ſetzvorſchlag darauf anzutragen . Jetzt erſt uͤber die ,
im Ganzen nicht ſehr wichtige , Tagsbeſtimmung , und

zwar reformirend ſich zu erklaͤren , hieße einerſeits
der Regierung , nach einem , bey einer andern Gelegen —
heit vorgekommenen , paſſenden Ausdruck , ein Raͤthſel
vorgelegt haben , wie ſie es den Kammern recht machen
koͤnne , und anderſeits durch Behauptung der eigenen
Anſicht gegen jene der beiden andern Factoren , ſelbſt in

Sachen von ganz willkuͤhrlichem Ermeſſen , dem Geſetz —
gebungswerk hemmend entgegentreten . Denn es iſt

wohl zu erwaͤgen , daß wenn die Erſte Kammer den

Entwurf mit Verbeſſerungs vorſchlaͤgen , jetzt , am Vorabend

des — — zuruͤckgibt , keine Erledigung
der Sache mehr moͤglich iſt , und wir demnach durch gu
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unnoͤthige Verbeſſerungsluſt die Vereitlung eines , von

uns ſelbſt ausgegangenen , Wunſches , und welchem be —

reits die hohe Reglerung und die zweyte Kammer will

fahrend beygetreten ſind , wuͤrden bewirkt haben .
Die Verbeſſerung wuͤrde zweckmaͤßiger dahin ge —

þen , anftatt deg 31 , Décemberg 1823 . , den 31 . Decem -

ber 1822 ; niht âber dën 1. Februaë 1823 , alg

den Erloͤſchungstermin der Vollmacht fuͤr die betreffen —

den Deputirten zu beſtimmen . Und zwar aus folgen⸗

den Gruͤnden : >a

Erfteng . Der r . Februar hat får vorliegende

Yefimmüng durchaus feine befondere Bedeutung . Denn

der auf dieſen Tag in der Conſtitutionsurkunde ange —

fegt gewefene Landtag ift pana erft fpáter — Ende
Aprils — zuſammengekemmen . Die Wah len ſind theils
dor , theilg nad Dem r . Februar geſchehen , und

uͤberall iſt nicht der Tag , ſondern das Jahr hier

maßgebend , weil die Folge der Landtage , oder die Zeit

ihrer Zuſammenberufung , nicht nach Tagen , ſondern
nach Jahren , zu berechnen iſt .

Zweytens Aber wenn auch der Anfang des

erſten Landtags wirklich vom J . Februar 1819 an zu

rechnen waͤre , ſo koͤnnte die Bevollmaͤchtigung gleich⸗

wohl ſehr gut , als am 31 . December 1822 erloͤſchend,
betrachtet werden . Denn nicht vom Anfang des

Landtags , nicht vom Tag der Wahl ( der ohne —

hin nicht bey Allen derſelbe iſt ) , ſondern ruͤckwaͤrts

vom Tage der Wahlausſchreibung wird billiger —

maßen die Bevollmaͤchtigung gerechnet , und ſolches
war der 23 . December 1818 . Es muß naͤmlich, damit

nicht die Kalenderjahre den Landtagsjahren voranſchrei⸗
ten , immer eine Zwiſchenzeit geben von der Erloͤ —

ſchung der Vollmacht der Deputirten bis zur neuen Be —

vollmaͤchtigung , und dieſes iſt die Zeit der Wahl .

Bey aͤllen kuͤnftigen Deputirten wuͤrde in ſolcher Vor —
8 *
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—

aus ſetzung Daſſelbe eintreten , wie bey den wirk — Ey
lihen , nåmlich ein Abzug von einem Monat , an

|
dem legten oder an dem erfien Jahre ihrer Bevo |

maͤchtigung , von demjenigen Monat naͤmlich , in welchem

die Wahlen gefhehen . Wenn alfo ausgefproden mir - fte

de , die Bevollmaͤchtigung erliſcht jedesmal am letzten | VA
December , und ift aferjúngf am tegten December 1822 | die
får die jegt augtretenden Deputirten als erlofhen pu “ i

betrachten ( wonach der Menat Yånner , um welhe geit | W

nech weiter die gegenwaͤrtige Sitzung verlaͤngert wird ,

unter den Artikel 2 des vorliegenden Geſetzes fallend

waͤre ) fo koͤnnen und muͤſſen glelich am Anfange des de

naͤchſtfolgenden Jahrs ( und fuͤr dießmal gleich jegt ) $ e

die neuen Wahlen veranſtaltet werden , und wenn ſie
W

waͤhrend des Jaͤnners exfolgen , ſo wird in der Wirk⸗ es

lichfeit Die Bevollmaͤchtigung alerdinds etwa vom Fe — hu

bruar anfangend , aber ſehr zweckmaͤßig wieder jedesmal am no

legten December deg betreffenden Jahres , erloͤſchen . D

Drittens . Dag Zufammentreffen deg Mufpóreng | M

der Bevollmaͤchtigung gerade mit dem Schluſſe des ſu

Kallenderjahres iſt weit bequemer , einfacher , und beugt alen es

Berwiriungen befer vor , alg irgend eine fonft autre | fd

fende Seitbeftimmung , und eg liegt tarin felbft eine w

naͤhere Aufforderung zur regelmaͤßigen Wiedereinberufung ſo

des Landtags , eine Jedermann klar vorliegende Landtagspe —
n

riode . Ule ungeraden und alle geraden Yahre , je nachdem te
man vom Landtage bon 18O , oder von dem von r822 an | Ò

rechnet , wårde eine Gtåndeverfemmiung zu halten fepn , w

nnd am legten December desjenigen Jahres , worin n
eine ſolche gehalten worden , gienge die Vollmacht eines li

Theils der Abgeordneten zu Ende , worauf denn ſogleich le

im naͤchſten Jaͤnner oder Februar die Wahlen fuͤr den n

folgenden Landtag Etatt finden , und alfo die Bolzåh - w

ligkeit der Volkrepraͤſentation wieder erneuert werden g

ônnte , Warum folen wir gu der bereit vorhande —
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nen , verwirrenden Verſchiedenheit der Jahresanfaͤnge
( Militaͤr⸗Budgets⸗ , Beſoldungs - und Kalenderjahr ) noch

eine neue , ohne alle Nothwendigkeit hinzufuͤgen?

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v . Loͤwen —

ſtein erklaͤren Sich ebenfalls fuͤr die unbedingte An —

nahme des Geſetzentwurfs , mit dem Bemerken , daß fuͤr
die Nachfolger nicht praͤjudieiren koͤnne , wenn der Yus -

tritt der Vorgaͤnger ſich uͤber die feſtgeſetzte Beit pin -

ausſchiebe

Frhr . v. Weſſenberg : Das Datum der Wahl
der Abgeordneten koͤnnte , wie mir ſcheint , ſchon deßwe —

gen nicht als Termin vorgeſchlagen werden , weil die
Wahlen an verſchiedenen Tagen gehalten wurden , und

es iſt kein Grund vorhanden , warum jetzt in Bezie⸗

bung auf die Wahlen ein gemeinſamer Wahltag ange —

nommen werden koͤnnte , da kein ſolcher Statt fand .

Dagegen iſt die Annahme des 31 . Jannuars als Ter -

min allerdings dem Wortlaut und Sinne der Verfaſ -

ſung ( F. 46 und 81 ) am entſprechendſten , wogegen

es keinen Zweifel leiden kann , daß , nach dem Vor —

ſchlage des Geſetzentwurfs , die noch ſtaͤndiſche Eigenſchaft
mehrerer Abgeordneten bedeutend verlaͤngert wuͤrde . Eine

ſolche Verlaͤngerung laͤßt ſich nun , meines Erxrachtens ,

nur durch eine offenbare Nothwendigkeit oder Nuͤtzlich⸗

teit aug dem politiſchen Geſichtspunete rechtfertigen

dieſe Rechtfertigung ſcheint mir aber in den Gruͤnden ,
weiche der Herr Berichtserſtatter im Namen der Com —

miſſion , deren Mitglied ich bin , vorgetragen hat , wirk⸗

lich enthalten zu ſeyn . In dem Falle naͤmlich , daß am

lehten December , wo eine gewiſſe Reihe von Abgeord⸗

neten austreten folte , gerade ein Landtag Statt hat ,

wårde ihr Mustritt , wenn er niht big zum . Ende deg

Landtags verſchoben bliebe , defen Geſchaͤftsgang nach —
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542 Protofolle der Eren Kammer .

theilig ſtoͤren oder hemmen . Fuͤr Annghme des letz⸗

ten Decembers aber ſtatt des letzten Jaͤnners , als An⸗

fangstermin , ſprechen zwey Gruͤnde, naͤmlich die Abſicht,
die Landtagsperioden mit dem Kalenderjahre in genaue

Uebereinſtimmung zu bringen, fodann der Umftand , daf

es dadurch der Regierung erleichtert wůrde , gemaͤß dem

in beiden Kammern geaͤußerten Wunſche , die Landſtaͤnde
kuͤnftig noch vor dem Anfang des Februars zuſammen
zu berufen, damit die Landtage nicht zu weit in die

beſſere Jahreszeit ſich erſtrecken . — Was wen Bor -
ſchlag des erſten Zuſatzes zum I . Artikel des Geſetz⸗

vorſchlags betrifft , ſo muß ich auf eine Bemerkung des

Herrn Staatsraths v. Tuͤrkheim erwiedern , daß die

Commiſſion dazu veranlaßt worden , weil in dem Ge⸗

ſetzvorſchlage die Worte des 6. 79 der Verfaſſung : „ und
dann alle vier Jahre die Haͤlfte “ nicht aufgenommen
find . Das Borhandenfeyn diefer Worte in der Her -

faſſungzurkunde ſelbſt macht es indeſſen allerdings min⸗

der hothwendig , daß der vorgeſchlagene Zuſatz in das

neue Geſetz aufgenommen werde . Er dient in unſerm

Protokoll hinlaͤnglich zur Beſtaͤtigung des Sinnes des §.

79 der Verfaſſung . Was aber den zweyten Zuſatz
wegen des Termius betrifft , von welchem an die Land »

tagsperiode der , auſſer der gewoͤhnlichen Ordnung in

Wirkſamkeit tretenden , Abgeordneten beginnt , ſo haͤtte

ſetz ſelbſt aufgenommen. Indeſſen glaube ich , daß man

ſich in Ruͤckſicht auf die Dringlichkeit der Sache , und

unſere beſchraͤnkte Zeit dermal mit der Aufnahme
deſſelben in das Protokoll , als eines — A der

Kammer , um ſo mehr begnuͤgen koͤnne, als der Herr

Regierungscommiſſaͤr demſelben, als dem Sinne der

Regierung ganz entſprechend , beygeſtimmt hat , und wenn

demnach , wider Verhoffen , je ein Zweifel aufgeworfen

ich freylich ſehr gewuͤnſcht er waͤre in das neue Ge⸗

avy
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wuͤrde , es immer offen bleibe , daruͤber im geſetzlichen
letz⸗

An⸗ Wege zu entſcheiden .

cht ,

aue Auf gehaltene Umfrage erklaͤrte ſich die Kammer :

daß 1) ( gegen eine Stimme ) får die unverånderte Annahme

dem des Geſetzentwurfs ;
inde 2 ) einhellig dafuͤr , daß die ( auh von der Regie -

men rungscommiſſion angenommene ) Meinung der Kam —

die mer ins Protokoll aufgenommen werde , daß der

Jor⸗ wegen Fortdauer des Landtags verſpaͤtete Austritt

feg -
eineg . Abgeordneten , ruͤckſichtlich der Dauer der

des landſtaͤndiſchen Eigenſchaft ſeines Nachfolgers ,

die nichts veraͤndere .

Ge⸗

und Vom Vicepraͤſidenten aufgefordert , erſtattete der

men Sig . Ve Gemmingen⸗Preſteneck den Commiſſions⸗

Berz bericht Ùber den von der zweyten Kammer mitgetheilten

min : Geſetzentwurf , die Prolongation des Salzadmodiations⸗

das Contracts betreffend ;

ſerm
Beylage Ziffer 169 .

s 6. und der Generalmajor , Fhr . v. Freyſtedt Beridh

uſatz uͤber den Geſetzentwurf , die neue Straßengeldordnung

and⸗ betreffend ;

y in Veplage Ziffer. 170 .

åtte

Ges Die Discuſſion uͤber beide Gegenſtaͤnde wurde auf

man die morgende Sitzung feſtgeſetzt .

und

bme | Am Schluſſe der Sitzung erhob der geh . Hofrath

der Zach ar iaͤ, in der Eigenſchaft als Secretaͤr der Kam

err
| mer , ein Bedenken daruͤber , ob bey den Beſchlußfaf⸗

der ſungen im Protokoll immer die Zahl der Stimmenden

enn auf beiden Geiten anzugeben , und in melhem Fale ,

rfen die Stimmenden namentlich aufzufuͤhren ſeyen .
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Nach einer kurzen Beſprechung uͤberließ die Kam —
mer dem Ermeſſen des Secretarials vie Entſcheidung
hieruͤber bey Abfaſſung der Protokolle , mit dem Zuſatze

jedoch , daß bey Gegenſtaͤnden, die eine Aenderung der
Verfaſſung oder ein Finanzgeſetz betraͤfen , die Zahl
der Stimmenden anzugeben , und in dem Falle der
Name des Stimmenden aufzufuͤhren ſeh , wenn ſolches
von dem ftimmenden Mitgliede verlangt werde .

Zachariaͤ .
Neber

Unterbeylage zu Ziffer 168

Durchlauchtigſter Großherzog !

Da die Juden des Großherzogthums bis jetzt den
Erwartungen ruͤckſichtlich ihrer ſittlichen Bildung nicht
entſprochen haben , welche von der hohen Regierung bey
Erlaß des bten Conſtitutionsediets vom 8. Mah 1807
dann des organiſchen Ediets vom 15 . Januar 1809,
und . deg Refcripig vom 4. May 4812 beabfichtigt war ,
ſo erlaubt ſich die unterthaͤnigſte treu gehorſamſte zweyte
Kammer der Staͤndeverſammlung Eure Koͤnigliche Ho⸗
heit ehrfurchtsvoll zu bitten , die zweckmaͤßigen Einlei⸗

tungen gnaͤdigſt anzuordnen :

) Daß der Ritus der juͤdiſchen Kirche nach ver

Weiſe der deutſchen Tempelvereine verbeſſert ,
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die anzuſtellenden Rabbiner auf den chriſtlichen

Hochſchulen , gleich wie die Prieſter jeder andern

Confeſſion , gebildet , das Studium der Philolo —

gie und Philoſophie ihnen vorzuͤglich aufgetra —

gen , dieſelben in allen erforderlichen Wiſſen —

ſchaften von einer geeigneten Behoͤrde , von dem

Ober⸗Landrabbiner aber nur in der juͤdiſchen Theo⸗

logie gepruͤft , kein anderer , als nur ſo gebildete

und tuͤchtig erfundene , im Staate angeſtellt ,

und ihnen der Betrieb eines Gewerbes verboten

werde ;

Mdaß ſo ſchleunig , wie moͤglich , tuͤchtige juͤdiſche

inlaͤndiſche Schullehrer gebildet , dieſelben nur

nach gehoͤriger erſtandener Pruͤfung vom Staate

angeſtellt , und nie willkuͤhrlich von den juͤdiſchen

Gemeinden entlaſſen werden ; daß , ſoweit es ge⸗

genwaͤrtig ſchon moͤglich iſt , Ortsſchulen ſogleich

hergeſtellt , der religioͤſe Unterricht in denſelben ,

nah einem pon dem Staate genehmigten , Lehr -

plan , ertheilt , und úber diefe Schulen eine ftrenge

Hufficht gefåhrt , der politifche Unterricht aber

in den chriſtlichen Ortsſchulen ertheilt ;

3) daß der Gottesdienſt nach der Weiſe der beſte⸗
henden Tempelvereine in deutſcher Sprache ab -

gehalten , der Jugend der Religionsunterricht in

deutiſcher Sprache ertheilt werde , und die Aus -

fuͤhrung ſo ſchnell wie moͤglich eintreten moͤge;

inzwiſchen aber dem bereits beſtehenden Tempel⸗
vereine die kraͤftige Unterſtuͤtzung und den maͤch—

tigen Schutz des Staates angedeihen zu laſſen ;

endlich , daß

FT PREE Y, m
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4) fuͤr den Fall , als die Juden der Beſeitigung |
dieſer , ihrer ſittlichen Bildung entgegenſtehenden

Hinderniſſe, Schwierigkeiten entgegenfegen foll - —

ten , eine Reviſton der Geſetze wegen der Buͤr — |
gerannghmen und Gewerbgconceffionen vorzus

nehmen , fo wie ihnen fùr den Fal , alg fie den
|

angetragenen Verbeſſerungsanſtalten ſich fuͤgen |

und ihre Berbeferung durch die That beweifen , |
die Berficherung zu ertheilen wåre , daf alle |

Schranken der buͤrgerlichen Geſetzgebung , welche

zwiſchen ihnen und den uͤhrigen Staatsbuͤrgern ge —

zogen ſind , niedergeriſſen werden . |

Karlsruhe , den 17 . Janner 1823 .
—
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Beylage Ziffer 169 .

Commiſſionsbericht
úber

den Gefegentwurf wegen Prolongation deg Salzadmo⸗

diationg - Contracts .

Erſtattet

von dem Freyherrn v. Gemmingen⸗Praͤſteneck .

Einer hohen Kammer wurde der von der zweyten

Kammer angenommene Geſetzentwurf der hohen Rez

gierung , wegen Prolongation des Salzadmodiations⸗
Contracts zur Berathung mitgetheilt .

Dieſer wichtige Gegenſtand fuͤhrt frohe Hoffnungen
in ſeinem Gefolge , denn er verbindet ſich mit der troͤſt⸗

lichen Ausſicht , daß der ſehnlichſt erwartete Zeitpunet

nicht mehr ſo weit von uns entfernt ſey , in welchem

wir Salz in unſerm Lande ſelbſt gewinnen , und aufboͤ⸗

ren , dem Auslande durch Bezahlung groger , der in -

laͤndiſchen Geldeirculation entzogenen Summen , fuͤr die⸗

ſes Lebensbeduͤrfniß zinsbar zu ſeyn.

Ehe die raſtlos fortgeſetzten Bemuͤhungen der Re⸗

gierung auf die wichtige , hoffnungsvolle Entdeckung von

eigener Salzſoole , im Umfange des Großherzogthums
fuͤhrte , hatte der Staat in Ermangelung eigener Salz⸗
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fabrication , fein andereg Mittel , das Salzregal als
Einnahmsquelle zu benutzen , als durch den Salzverkauf 'im gande , mit Ausnahme deg ehemaligen Fuͤrſtenthums |

;
Bruchfal , in welchem befondere privatrechtliche Ver⸗ | ;

båltniffe Statt finden .
| |Die Negierung ging zu dem Ende Verträge mit

aus laͤndiſchen Salinen ein , indem ſie den Salzverkaufim Lande einheimiſchen Handelshaͤuſern und Handels
geſellſchaften uͤberließ, en weder durch abgeſchloſſene Pri⸗
vatvertraͤge , oder durch oͤffentliche Verſteigerung . Die

Salzadmodiateurs traten nun hierdurch in die mit frem —
den Salinen abgeſchloſſenen Salzkaufvertraͤge ein , ge —
geu Entrichtung einer gewiſſen Pachtſumme , die aufeine beſtimmte Anzahl von Jahren feſtgeſetzt wurde .

So ſchloß die Regierung am 23 . Nov . 1817 mit
der franzoͤſiſchenSalinenadminiſtration einen Vertragauf 6 Jahre vom 1. Jan — 1818 . bis zum 31 . Dec .
1823 unter folgenden Bedingungen : daf die Salinen -

Adminiſtration fich verpflichtete , jåbrlich 120,000 Ctr .
Sal in Straßburg , 15,000 Ctr . in Breifah , und
15,000 Ctr . in Bafet , zufammen 150,000 Ctr . nach dem

Marktgewicht abzuliefern , nach folgenden Qualitaͤten
und Preiſen : naͤmlich 130,000 Ctr . Salz , welches 48
Stunden geſotten , zu 48 Fres . 75 Cent . , und M000
Ctra , welches MStunden gefotten , zu 7 Fres .50 Cent .
in franzoͤſtſchem Gelde , wobey der Großherzoglichen
Regierung noch einige Verguͤtung fuͤr Ladungskoſten ,
Weggeld und Ausgangskoſten aus Frankreich ver ſpro⸗
chen wurde .

Da aber die eigene Adminiſtration der Salz⸗Regie
fuͤr den Staat mit großen Unbequemlichkeiten und Ko —

|ften perbunden gewefen mwåre, fo wurde mit Dem Hand |lungshauſe Heinrich Vierordt und Compagnie am 30 |
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Dec . 1817 ein Pachteontraet auf 6 Jahre , vom 1. Jan .

1818 an , um die jaͤhrliche Pachtſumme von 600,000 fl .

eingegangen , welche Pachtverbindlichkeit ſich nunmehr

mit dem 31 . Dec . dieſes Jahres endigt . Neben die —

ſem mit den franzoͤſiſchen Salinen abgeſchloſſenen Haupt⸗

contract traten die Salzadmodiateurs noch in einen

andern , ſchon fruͤher mit Baiern abgeſchloſſenen , Me -

cord ein , uͤber wenigſtens A,000 CEtr . Salz , welche

man von dieſer Regierung jaͤhrlich bezog . Dieſe Pacht —

verbindlichkeit iſt jedoch ſchon mit dem Jahre 1819 er⸗

loſchen .

Dieß war der Zuſtand der Badiſchen Salzregie ,

als in der obern Neckargegend , hart an der Landes —

graͤnze, ungemein reiche Salzlager entdeckt , und zu

| Wimpfen , auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete , eine

große Saline errichtet wurde , welche eine eben ſo reiche ,

als wohlfeile Salzproduction gewaͤhrte . Dieſer Um —

ſtand mußte nothwendig ſtoͤrend in die bisherigen Ver⸗

haͤltniſſe eingreifen . Es entſtand naͤmlich daraus die

unvermeidliche Folge einer ſo ausgebreiteten Salzein —

ſchwaͤtzung , daß die hohe Regierung ſich in die Noth —

wendigkeit verſetzt ſah , ſtrenge Maßregeln dagegen zu

ergreifen , um ihrer eingegangenen Verbindlichkeit Ge—⸗

nuͤge zu leiſten . Man hielt jedoch fuͤr wirkſamer , um

dem eingeriſſenen Uebel zu begegnen , daß man mit den

beiden , aus Privatunternehmungen beſtehenden , Sali⸗

nen zu Wimpfen und Offenau beſondere Vertraͤge ab⸗

ſchloß , wodurch die hohe Regierung ſich verbindlich

machte , ein jaͤhrliches Quantum von Salz von ihnen

zu uͤbernehmen , wogegen ſie verſprachen , fih deg De -

lail verkaufs in das Großherzogthum zu entbalten . Es

wurde naͤmlich :
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1) mit der Saline Ludwigshall zu Wimpfen vom
23 . May 1821 bis . zum 34 . Dec : 1823 ein Ye -

cord auf ein jåbrlich zu ibernepmendes Quan -

tum bon 40,000 Etr . tind

2 ) mit der Galine Clemengpal şu Ofenau ini

Würtembergifhén bom 10. July 1821 bis 314:
Dec . 1823 ein Mecord auf ein jaͤhrliches Quan —⸗
tum von 10,000 CEtr . Salz ,

zuſammen auf 50,000 Ctr . abgeſchloſſen .
Hierdurch wurde aber eine Veraͤnderung hinſicht⸗

lich der franzoͤſiſchen Salinenadminiſtration , und ein
dritter Vertrag herbeygefuͤhrt , welcher mit der erwaͤhn⸗
ten Adminiſtration unter folgender Stipulation , den
22 . Juny 1821 , abgeſchloſſen wurde . Es ſollte naͤmlich
anſtatt der vertragsmaͤßig von der Salinenadminiſtra⸗
tion jaͤhrlich zu beziehenden 150,000 Ctr . , fuͤr das Jahr
1821 nur 120,834 Ctr . , fuͤr das Jahr 1822 nur 100000
Etr . , ſowie fuͤr das Jahr 1823 gleichfalls nur 100,000
Etr . Salz uͤbernommen werden . Dafür aber machte
man ſich verbindlich , dieſen Abgang in den nachfolgen⸗
den Jahten nachzuholen , naͤmlich pro 18M , mit 29,166 Ctr .

pro 1825 und 1826 , jedes Jahr mit 50,000 Etr .
Dieſe abgeſchloſſenen Contracte wurden der Salz⸗

admodiationsgeſellſchaft unter folgenden Bedingungen
uͤbergeben , daß ſie

a ) es uͤbernahm , die fraͤnzoͤſtſche Salinenadmini —
ſtration auf ihre Koſten zu der angefuͤhrten Pro —

longation zu vermoͤgen .
b) Daf fie fich verbindlich machte , der Regierung

wegen des viel niedrigern Salzpreiſes zu Wim —

pfen und Offenau , in Vergleichung mit den fran⸗

zoͤſiſchen Preiſen , eine mit Ruͤckſicht auf die

Transportkoſten ausgemittelte Verguͤtung von

zA
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1f p. Ctr folglich 129 , 166 fi. in halbjaͤhri —

gen Raten zu bezahlen , ſowie noch eine weitere

Verguͤtung wegen Offenau von 9062 fl 30 fr. ,

zufammen die Summe von 138,228 f . 30 £ . ,

welche als auſſerordentliche Budgets⸗ Einnahme

erſcheint .

Nach diefer hiſtoriſchen Erlaͤuterung uͤber die Be -

ſchaffenheit und Entſtehung des fraglichen Salzadmo —

diationscontracts geht die Commiſſion zum materiellen

Theile des Gegenſtandes uͤber, mit Betrachtung des 4.

Artikels des Geſetzvorſchlags . Derſelbe hatte nach der

urſpruͤnglichen Faſſung der Regierung den einfachen

Inhalt :
Das Salzregal wird in bisheriger Art bis zum

Ende deg Jahrs 184 fort erhoben . “

Der am Eingang angefuͤhrte Zuſatz : daß vom 1. Jaͤn⸗

ner 1824 an bis zum Ende Dee . 1824 , der Salzpreis

auf 4 kr . p. Pfund , herabgeſetzt werden ſollte , ſind die

Folge der Verhandlungen der Regierungscommiſſion
mit der zweyten Kammer , worin wir eine wohlthaͤtige ,

weſentliche Verbeſſerung des Geſetzvorſchlags erblicken ,

mit der dankbarſten Anerkennung des zuvorkommenden
Beſtrebens von Seiten einer hohen Regierung , dem

ſehnlichſten Wunſche aller Landesunterthanen durch

Herabſetzung der Salzpreiſe zu entſprechen . Denn in

der That , ſo ſehr dieſe Gattung der indirecten Aufla⸗

gen auf ein ſo unentbehrliches Beduͤrfniß den großen ,

vielleicht einzigen Vortheil der groͤßten Allgemeinheit
und Verhaͤltnißmaͤßigkeit in ſich vereinigt ,da alle Schul⸗

tern , ja ſogar die des Fremden und Reiſenden , dieſe
weit ausgebreitete Laſt unvermerkt tragen , ſo hat die

Auflage auf das Salz doch ihre ſehr empfindlichen

Seiten . Gerade aus dem Grunde , weil der beſteuerte

ronge T ara A EEAO
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Gegenſtand ein unentbehrliches Lebensbeduͤrfniß iſt , das Gi

auf jede Individuglitaͤt einwirkt , ſo muß die Beſchaffen⸗ ha
heit des Preiſes ſo maͤßig , und die Abgabe ſo gering, da
wie nur immer . möglich . fepm. . . Sav entgegengefégten | fe !
Salle mug diefe Art der Beſteuerung fuͤr den Armen B

empfindlich druͤckend , und fuͤr den wenig Bemittelten
in oͤknomiſcher , und jeder andern Hinſicht ſich nach⸗
theilig außern . Darum iſt es auch fo wuͤnſchenswerth,
daß der Badner durch die Bemuͤhungen ſeiner Regie⸗
rung , ſo bald als immer moͤglich in den Beſitz der
Wohlthat geſetzt werde , daß der Preis des Salzes in
feinem Baterlande , im Gleichgewichte mit denjenigenpi
wohlfeilen Salzpreiſen ſtehe , welche in den deutſchenj l
Nachbarlaͤndern durch eine grofe Production dDiefeg Ar -
tifels hervorgegangen if . Diefe mögliche Gleichſtellung giwird dag befe Gegenmittel gegen die ſchaͤdlichen Ein —
ſchwaͤrzungen gewaͤhren , und einer daraus entſtehenden
Unzufriedenheit des Landmanns ſteuern .

Keineswegs verbindet aber die Commiſſion mit dem
bisher Geſaglen die Meinung , als ob die Regierung
die Einnahme des Salzregals nach Etrichtung inlaͤn —
diſcher Salinen ganz entbehren koͤnne , vielmehr muß
ſie ſich hierin der Anſicht der verehrlichen Regierungs⸗
commiſſion anſchließen , daß die Staatskaſſe dieſe Re⸗
venue nicht entbehren koͤnne , und daß es in jedem
Falle ſein Verbleiben bey einem Salzbanne haben muͤſſe,
damit nicht durch einen ſo bedeutenden Ausfall eine
Stockung im Stgatshaushalt entſtehe .

Wegen der ſchon bemerkten Vortheile , die dieſe
von manchen Staaten ſchon mißbrauchte Einnahms⸗
quelle vor allen andern þat , móchte bep unſerm , noch
immer großen , Staatsbeduͤrfniſſe nicht zu wuͤnſchen
ſeyn , daß die Regierung ſich dieſer reinen , immer li —fHN
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quiden Einnahme , auf Koſten des ſo ſehr belaſteten

s Grundeigenthums , oder eines andern , weniger vortheil —

js haft geeigneten , Gegenſtandes entſchluͤge . Wir muͤſſen

y daher der weitern Faſſung des erſten Artikels des Ge —

n ſetzentwurfs nach den entwickelten Grundſaͤtzen unſern

n Beyfall geben , daß naͤmlich :

n wenn Durch die Benutzung des Salzregals ſich

jz ein Mehrerloͤs úber 60,000 fl . ergeben folte , ders

$ |
felbe mo moͤglich zu fernerer Herabſetzung des

s Galzpreifeg verwendet werde . Sollte fich aber

t ein Mindererlóg ergeben , fo folte der Staats -

n verwaltung bis zu Ergaͤnzung der zur Amorti —

n ſationskaſſendotation beſtimmten Summe von

n | 60,000 fi- ein € Credivotum bewilligt werden

z | Der Artikel U. des Geſetzvorſchlags der hohen Re —

g gierung ,
⸗ „ Die Staatsverwaltung iſt ermaͤchtigt , wegen

3
|

einer Contractgverlångerung Dag Erforderliche

einzuleiten und abzuſchließen, “

welcher von der zweyten Kammer unveraͤndert angenom⸗

men wurde , iſt ein Gegenſtand der wichtigſten und er⸗

feeutichften Betrachtungen , Da ſich mit dem Ablaufe

dieſes Jahres alle eingegangene Vertragsverbindlich —

keiten der hohen Regierung endigen , mit Ausnahme

der Nachlieferungen der franzoͤſiſchen Salinenadmini —

i fration big gum Jahr 1626 , welche gebieterifche Beit -

i | umſtaͤnde veranlaßten .

Waͤhrend die Regierung nun freye Haͤnde hat , am

Ende dieſes Jahres nach ihrem Ermeſſen fuͤr das Lan —⸗

deswohl entſcheidend zu wirken , ſo haben fich feit dem

Verlaufe einiger Zeit die hoffnungsreichſten Reſultate

| in Ruͤckſicht der inlaͤndiſchen Salinen zu Dürrheim und

Rappenau ergeben .

Protokolle der 1. Kammer ar Bd. 36
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Die Commiſſion verdankt einem ihrer verehrungs —

werthen Mittglieder die Mittheilung der neuſten Notizen
Aber dieſe Werke , die zum Theil ſchon wirklich im

Gaͤnge ſind , oder in kurzer Zeit in Thaͤtigkeit geſetzt
werden koͤnnen , und mit innigem Vergnuͤgen ſetzt ſie
eine hohe Kammer hievon auszugsweiſe in Kenntniß .

Was nun zuerſt die Ludwigs Saline zu Duͤrrheim
betrifft , ſo wurde , als man den Plan zu zwecmaͤßiger
Benutzung der Ende Februars 1822 aufgefundenen
Salzſoole entwarf , die Errichtung ſehr großer Gebaͤude

beſchloſſen . Man hatte die Fabrication des Geſammt⸗
beduͤrfniſſes des Großherzogthums von ungefaͤhr

200,000 Ctr , im Auge , weil mah Yon einer Salz -
foole zu Rappenau noch nichts wußte , und beſchloß 4

Siedhaͤuſer und 2 Laborantenhaͤuſer zu erbauen , wovon

erſtere jedes 2 große Siedpfannen , nebſt den dazu ge -

Horigen Sogapfannen , enthalten folte .

i Man legte Hieben folgende Berechnung sim Grunde ,

daß 6 Kubick Fuß Goole 1 Ctr . Gal ; liefern , und

jede Pfanne 22 ° lang , 13 ° Dreit , und I y , boh fejn

folte, twornach. eine Pfanne tåglih etwa 8o Ctr . , alfo
in 300 Tagen alfe 4 Pfannen 192,000 Ctr . Håtten

fiefern fönnen , weil man bey der Berechnung 65 Tage

wegließ , da der Wahrſcheinlichkeit nach anzunehmen

war , daß wegen Ausbeſſerungen und ſonſtigen Zufaͤllen
eine Pfanne nicht das ganze Jahr hindurch im Gange

gehalten werden koͤnnte .

In der Folge fand man es aber in mehr als

einer Hinſicht fuͤr vortheilhafter , die Siedpfannen nach
einem vergroͤßerten , von der Koͤniglich Wuͤrtembergiſchen
Saline Friedrichshall genommenen , Maßſtabe anzulegen ,

nåmlih 30 ° lang , 24 “ breit , und 1 hoch , wo⸗

durch die Erbauung von 2 Siedhaͤuſern und einem

Laborant enhaus erſpart wurde . Zwey ſolcher Pfannen

ſind nun im Gange , deren jede 900 Kubiffuf Soole
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* enthalt , nah , Den gegebenen Berechnungen , 150 . Ctr .

a f e taͤglich ljefert , folglich in 300 Tagen 45,080

Cir . Es wuͤrden alſo J. ſolcher , in 2 Siedhaͤuſern
tzt

| aa
i T yiii — Yiya

fie eingefegte Pfannen ungefaͤhr 180,000 Ctr . liefern .

| An die Erbauung des zweyten Siedhauſes ſoll gez

fnt ſchritten werden , ſobald es die Witterung erlaubt .

er
Was nun zweytens die noch reichhaltigere , am

I8 . September vorigen Jahres entdeckte Soole zu
en

Rappenau betrifft , fo. baben die zwiſchen Hasmersheim

— und Rappenau angeſtellten Unterſuchungen fuͤr Letzteres

Be
eentfſchieden , und die Ungewißheit , ob es nicht beſſer

Aoi
ſey , bey dem bequemer gelegenen Hasmersheim eine

| Saline au erxichten , iſt nun verſchwunden . Da nun

a | fein Hindernig , mehr vorliegt , fo fónnte nach Dem Plane

jé -
enes Sachverſtaͤndigen das Fundbohrloch zu Rappenau

in der Milte kuͤnftigen Monats Febryars von der ho —

hen Regierung uͤbernommen, und unverweilt weiter
b

geſchlagen werden, um die ſchon verfertigte Pumpe ein⸗

4
ſetzen zu koͤnnen welche Operation laͤngſtens bis An —

J
fang Aprils beendigt ſeyn koͤnnte .

Ohne Zeitverluſt muͤßte ſodann aur Erbauung eines

ki Siedhauſes geſchritten werden , ſo wie zur Errichtung
TE

cines Salamagazing , welche : beine Gebåude in 3 Moz

i | nalten hergeſtellt ſeyn duͤrften .

s
i Waͤhrend Der. Bauarbeiten folen . noh , wenigfeng 2

8
Bohrloͤcher abgeſunken , und uͤberhaupt mit moͤglichſtem

8
Fleiß und Beharrlichkeit ein Plan verfolgt werden , wor⸗

nach ſich mit , Beſtimmtheit verſprechen laſſe , daß bis

|
in den Monat . December 100,000 Ctr . reines Koch —

i ,
fali bon dem - Galjwerfe zu. Rappenau abgeliefert

g
werden koͤnne .

5 3 Dieſe ſo eben angefuͤhrten Notizen ermeden die

ſchonſten Ausſichten uud Erwpartungen , daß dem Lande

fe
eine begluͤckende Erfuͤllung feiner Wuͤnſce in dleſer

Hinſicht naͤchſtens beborſtehe . In der That kann wohl
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556 Protokolle der Erſten Kammer .

fuͤr die Erhoͤhung des Landeswohlſtands , fuͤr Erleichte⸗
rung aller Landesbewohner , fuͤr Geld⸗Circulation und

Belebung der Gewerbe keine Entdeckung wichtiger ſeye ,

als die gennante , die reeller als viele andere Huͤlfsmit —

tel geeignet iſt , uns unabhaͤngig vom Auslande zu

maden , und den Nachtheil nnſerer Handelsbilanz zu

vermindern
Bey dieſer vortheilhaften Beſchaffenheit der Um⸗

ſtaͤnde koͤnnte der Zweifel entſtehen , ob es nicht raͤth⸗

licher ſey , wenn die Statsverwaltung die fragliche Pro —

longation des Salzaccords nicht abſchließe , und dage —

gen die Anſtalten zur Emporbringung einer inlaͤndiſchen
Salzfabrication mit allem Eifer betreibe ? Ueber dieſen

Zweifel glaubte aber die Commiſſion ſich dadurch beruhi⸗

gen zu koͤnnen , daß ſie Gelegenheit hatte , ſich aus

Aeten und Bauriſſen genugſam zu unterrichten , wie

ſehr Sr . Koͤniglichen Hoheit , dem Großherzog , die
emſige Betreibung dieſer hochwichtigen Angelegenheit am

Herzen liege , und wie ſehr Hoͤchſtdieſelben dieſem Ge —

genſiande bisher eine beſondere Aufmerkſamkeit ſchenkten ,

wodurch die Anſtalten zu Duͤrrheim allein zu einem

ſolchen Grade von Vollkommenheit gediehen ſind . Hie —

durch fann man fich gleichfalls der angenehmen Ueber -

zeugung hingeben , daß dieſe eifrige , landesvaͤterliche

Fuͤrforge ſich auch auf die zu Rappenau zu errichtende

neue Saline ausdehnen werde .

Die Commiſſton hegt daher die Anſicht , daß die

hohe Kammer dem zweyten Artikel des Geſetzantrags ,

daß naͤmlich die Staatsverwaltung ermaͤchtiget werde ,

wegen einer Contracts - Berlångerung Dag Erforderliche
anzuleiten und abzuſchlieſſen , nur in dieſem Hohen

Vertrauen fich anſchließen koͤnne . Indem die Kammer

diefen Gegenſtand der bisherigen Leitung vertrauensvoll
uͤberließe darfte dieſelbe ihren Wunſch im Protokoll

ausdruͤcken , daß die in Frage ſtehende Prolongation deg

PA

a

m
Pf
1

a

hi



Acht und ſechzigſte Sitzung vom 80 . Jan . 357

Salzaecordes nur im aͤußerſten Fall , und ſo kurz als

moͤglich von der Staatsverwaltung verfuͤgt werde , um

das Großherzogthum fo ſchleunig wie moͤglich in den

Genuß dieſer bisher ſchmerzlich entbehrten Wohlthat

zu ſetzen .
Die Commiſſion traͤgt nunmehr zum Schluſſe ih⸗

res Berichts darauf an , daß eine hohe Kammer den

durch die zweyte Kammer an ſie gelangten Geſetzentwurf

der Regierung unveraͤndert annehme .

Beylage Ziffer 170

Commiſſionsbericht
über

oen Gefegentwurf in Betreff des Straßengeldes .

Erſtattet

pon dem : Genneralmajor - Frýrn . v. Freyſtedt .

In Anerkennung des Beduͤrfniſſes einer verbeſſerten

Beſtimmung uͤber die Entrichtung des Straßengeldes ,
wurde von der Regierung : auf dem Landtage im Jahre

1820 : Der zwepten Kammer ein Geſetzentwurf in dieſem

Betreff vorgelegt , und kam , mit nicht unweſentlichen

Beraͤnderungen von dieſer angenommen , Ende Auguſts

n die Erſte Kammer , welche nunmehr , da der Schluß

deg Landtags bereus auf den 5. September feſtgeſetzt

war , dieſen Geſetzentwurf in der Sitzung am 1. Sep⸗
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558 Protokolle der Erſten Kammer

tember in abgekuͤrzter Form in Berathung nahm , und

ohne weitere Abaͤnderung ihre Zuſtimmung gab, worauf
derfelbe . am 5e October , 1820 , von , der Reslamrs

in

Vollzug geſetzt wurde .

Die bisherige Erfahrung dat indeſſen —— daß

dieſes Geſetz, wenn auch im Ertrage des Straßengel⸗
des , doch in andern Hinſichten , und porzuͤglich in der

Art der Vertheilung dieſer Abgabe , auf die Sraßengeld⸗
pflichtigen , nicht ganz den davon gehegten Erwartungen
entſprach indem beſonders hierbey die gerechten An —

ſpruͤche derjenigen Claſſe , auf, welcher ein DeDeyten der

Theil der Straßenbaulaſt vorzugsweiſe ruht , offenbar
zu wenig , oder doch nicht in dem gehoͤrigen Verhaͤltniſſe
beruͤckſichtigt waren .

Daß hauptſachlich durch die lellete Betrachtung
die Hohe Regierung . veranlagt wurde den Kammern

auf dem gegenwårtigen Landtage ein neueg , jene Be -

ſtimmungen abaͤnderndes , Geſetz vorzulegen , beweist die

im Eingange des gegenwaͤrtigen Geſetzentwurfs geaͤu—
ßerte Abſicht :

„ Die in dem Straßengeldgeſetz vom 5 . Oc —

tober 1820 bewilligten Befreyungen vom Straßen⸗

geld beſonders zum Vortheil der Ackerbau treiben —

den Claſſe weiter auszudehnen . “

Der von der Regierung der zweyten Kammer im

vorigen Sommer vorgelegte neue Geſetzentwurf wurde

von dieſer in den Sitzungen am 21 . und 23 . December

berathen , mit einigen mehr erlaͤuternden als abaͤndernden

Zuſaͤtzen einſtimmig angenommen , und derſelbe am 22 .

Jaͤnner d. J . der Erſten Kammer mitgetheilt .
Die mit der Begutachtung dieſes Geſetzentwurfs

beauftragte Commiſſton findet in demſelben nur zwey ,

uͤbrigens an ſich unbedeutende , Bemerkungen zu machen ,

naͤmlich:



Acht und ſechzigſte Sitzung vom 30 . Jan . 559

im Art . 1 Abſatz 3 der Redaetion der

zweyten Kammer moͤchte vielleicht , ſtatt des Aus⸗

drige der politiſchen und Kirchengemeinde ,

beſſer zu ſetzen ſeyn : „ der Orts⸗ und Kirchenge —

mende , da jene Benennung weniger gebraͤuch⸗
lich iſt , und dieſe denſelben Begriff bezeichnet.

2) 3m Art . 3 wird bep inlaͤndiſchen Fuhren, “

der Beyſatz : Lohnfuhren “ , zu machen ſeyn , weil ,

verglichen mit Art . Abſatz 3 des Geſetzentwurfs ,
keine aͤndern hierunter verſtanden werden koͤnnen .

Es ſind jedoch beide Bemerkungen mehr Sache

der Redaction , und in feinem Falle erheblich ge -

nug / um dieſes eben ſo wiſchtige , als wohlthaͤtige

Geſetz verzoͤgern zu koͤnnen , auf deſſen unbedingte
Annahme die Commiſſion mit voller Ueberzeugung

hiermit antragen zu muͤſſen glaubt .
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